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„Menschenwürde und Arbeit scheinen zu kon-
kurrierenden Themen in unserer Gesellschaft 
geworden zu sein. Der Mensch ist mehr als 
der Manager seiner Arbeitskraft auf einem 
Marktplatz der Ängste: die Angst vor dem 
Verlust des Arbeitsplatzes, die Angst, den 

Lebensunterhalt nicht mehr auf bringen zu können, gesund-
heitlich nicht mehr mitzuhalten, sich ausliefern zu müssen. All 
diese Ängste töten Lebensfreude, nehmen Lebensqualität und 
vielleicht Lebensjahre. Bezahlte Arbeit regiert das Leben mehr 
denn je. Doch die Krise und Widersprüche der Arbeit lassen 
sich nicht weiter beiseite schieben. Die überkommene Erwerbs-
arbeitsgesellschaft hat keine Zukunft mehr. Es ist an der Zeit, 
die individuelle und gesellschaftliche Sicht auf Arbeit aus der 
engen Perspektive der Erwerbsarbeit zu lösen. Arbeit ist mehr 
als Erwerbsarbeit oder Tauschwert, Leben mehr als Geld und 
Kapital. Die Arbeit ist ein Gut für den Menschen, wenn er sich 
in ihr als Mensch verwirklicht. Sie stattet ihn mit Würde aus.“
                                                                           Edmund Erlemann

aus: Aufruf zum Bündnis für Menschenwürde und Arbeit. Einladung zur 
Pastoraltagung 2004 in Herzogenrath vom 2. bis 4. Juli (Broschüre. E.E. - Archiv 
MG: 4.3., S. 74)

S t i f t u n g
   V o lk s v e r e i n



Bündnis für Menschenwürde und Arbeit 

Das „Bündnis für Menschenwürde und Arbeit“ (BMA) 
wurde im Nell-Breuning-Haus in Herzogenrath und 
in Mönchengladbach gegründet, um den „Pastoralen 
Schwerpunkt Kirche und Arbeiterschaft“ des Bistums 
Aachen über kirchliche Grenzen hinaus weiterzuent-
wickeln und neue Bündnispartner*innen dazuzuge-
winnen. Es ist eng verbunden mit dem Namen und 
dem Wirken des katholischen Pfarrers Edmund (Eddi) 
Erlemann. An der Seite der Armen, Ausgegrenzten, 
Ausgebeuteten und am Rande der Gesellschaft ste-
henden Menschen setzt sich das BMA konkret und 
politisch für soziale Gerechtigkeit, Solidarität, Frieden 
und nachhaltige Entwicklung ein. Das BMA ist ein Trä-
gerbündnis mit einem gewählten Bündnisrat als Lei-
tungs- und Planungsgremium. Es wird getragen von 
der katholischen und evangelischen Kirche, den Ge-
werkschaften, Sozialverbänden und vielen engagier-
ten Einzelpersonen und ist tätig in der Region Aachen/
Düren, Heinsberg, Krefeld und schwerpunktmäßig in 
Mönchengladbach. Das Bündnis ist 
als „sozialpolitischer Arm“ an die 
Stiftung Volksverein Mönchenglad-
bach angebunden.

Unser Selbstverständnis

Denn die einen sind im Dunkeln und die andern sind im Licht.  

Und man siehet die im Lichte, die im Dunkeln sieht man nicht. 

                                                                                   Bertolt Brecht

Millionen Menschen, und es werden täglich mehr, 
leben in Armut, viele verelenden, ihre prekären Le-
bensumstände machen sie krank und lassen sie frü-
her sterben als „die im Lichte“. Im Wissen um diese 
beschämende soziale Wirklichkeit versucht das BMA, 
die Arbeitslosen und Ausgebeuteten, Kinder und Alte 
und andere von der Gesellschaft Vergessene und Aus-

gegrenzte, sichtbar zu machen und ihnen Gehör zu 
verschaffen. Die Verbindung von gelebter christlicher 
Nächstenliebe und kompromissloser Kritik an poli-
tischer und ökonomischer Entwürdigung von Men-
schen bildet eine starke Basis für unser Handeln. Mit 
Aktionen wie der „Klagemauer“, an der ins prekäre 
Dunkel verdrängte leidende Menschen ihr Schweigen 
durchbrechen können, einem öffentlichkeitswirksa-
mer Hartz-IV-Appell an die politisch Verantwortlichen 
oder unserem jährlich zwei- bis dreimal erscheinenden 
Bündnisbrief, der ein Themenspektrum von moderner 
Sklaverei über Kinderarmut 
bis zur Altersarmut enthält, 
bleiben wir der sozialen Un-
gerechtigkeit auf der Spur.

Unser Bündnis in Aktion

Seit seiner Gründung Ende 2005 ist das Bündnis für 
Menschenwürde und Arbeit immer wieder mit gesell-
schaftspolitischen Themen an die Öffentlichkeit ge-
gangen. Hier einige Beispiele:

2008 Mahnwache zum Erhalt 
der Arbeitslosenzentren und 
unabhängigen Beratungsstellen 
in NRW

2010 Demo gegen Sozialabbau 
gemeinsam mit verdi u.a. unter 
dem Motto Aufstehen für eine 
gerechte Gesellschaft

2013 Tagesveranstaltung  
Mehr Gerechtigkeit – Für ein 
menschenwürdiges Leben mit 
vielen verschiedenen Organi-
sationen und Betroffenen zu 

sozialen Fragen wie z.B. Armut 
oder Arbeitslosigkeit unter der 
Begleitung von Fachleuten (Uni 
Duisburg, TU Aachen)

2017/18 Klagemauer Altersarmut 
in Krefeld, Mönchengladbach, 
Heinsberg, Städteregion Aachen 
und Abschluss mit Bundestags-
abgeordnetendiskussion in der 
Brandtskapelle Mönchengladbach 
gemeinsam mit der KAB (Kath. 
Arbeitnehmerbewegung)

Seit 2019 Initiierung des und  
Mitarbeit im kommunalen Bünd-
nis Soziale Gerechtigkeit MG

2019  Veranstaltung mit Betroffe-
nen und Fachleuten Die Hartz-IV-
Lüge – wo sind die Alternativen? 
in der Citykirche Mönchenglad-
bach

2020 Gründung des Aktionsbünd-
nisses Sicherer Hafen MG

2021  Treffen mit Abgeordneten 
im Düsseldorfer Landtag zu Fra-
gen und Kritik rund um Hartz-IV

2021/22 in Zusammenarbeit mit 
Wohlfahrtsverbänden Einrichtung 
eines „Coronagabenzauns“ für 
bedürftige Menschen.

Regelmäßig erscheint unsere 
Zeitung der Bündnisbrief – 
Nachrichten aus Gesellschaft und 
Arbeitswelt (alle Ausgaben auf 
der Homepage).

Mit dem kommunalen Sozial-
bündnis Krefeld kooperieren wir 
seit vielen Jahren.

Bündnis              Brief November
2020

 für Menschenwürde und Arbeit Nachrichten aus Gesellschaft 
und Arbeitswelt

„Kein Ort. Nirgends“ lautet der Titel eines 
kurzen Romans von Christa Wolff, der sich 
wie eine Metapher für die Lebenswirklichkeit 
von Millionen Menschen hierzulande, von 
Hunderten von Millionen weltweit, liest. Ein 
sicherer, würdevoller, angstfreier Ort inner-
halb kapitalistischer Gesellschaft(en) wird den 
meisten Menschen verweigert. 

Als reichte dieser lebensfeindliche Zustand 
nicht aus, sind aus der gesellschaftlichen 
Heimatlosigkeit in den letzten zwanzig Jah-
ren barbarische Lebensumstände geworden, 
eine für menschliches Zusammenleben uner-
hörte Tragödie: Während radikaler Sozialab-
bau und eine obszöne Schere zwischen Arm 
und Reich die gesellschaftliche Spaltung in 
Deutschland tiefer werden lassen, trieb und 
treibt jenseits der Grenzen die mit Gewalt und 
Vertreibung aufgezwungene neoliberale Welt-
ordnung unzählige Menschen in die Flucht 
und viele in den sicheren Tod. Das ist die von 
ihren Profiteuren vielbeschworene und gefei-
erte Globalisierung: Elend, Armut, Verzweif-
lung und Angst löschen jede Hoffnung auf ein 
würdevolles, also im Wortsinne menschliches 
Leben, das in existenzieller Hoffnungslosig-
keit erstickt, die lebenslang niemals endet, es 
sei denn mit dem Tod nach einem armseligen 
Dasein. Die Quintessenz aller Erfahrungen 
mit und Analysen zu prekären Lebenslagen 
ist gebündelt in den drei Worten der Über-
schrift zu diesem Prolog: Zahllosen Men-
schen gibt das kapitalistische Gesellschafts-
modell „Keine Hoffnung. Niemals“. 

Oder doch. Es gab immer Menschen, die 
Augen, Ohren und Empathie für Leidende 
hatten. Als der Unternehmer Franz Brandts 
mit einigen Gleichgesinnten 1890 den „Volks-
verein für das katholische Deutschland“ grün-

dete, der schließlich seinen Sitz in Mönchen-
gladbach nahm, wurde eine karitative Idee 
zu sozialer Praxis. Die Anfang des letzten 
Jahrhunderts für Menschen mit sozialem 
Gewissen offensichtliche Notwendigkeit, sich 
für soziale Gerechtigkeit einzusetzen, erwies 
sich auch im Nachkriegsdeutschland als drin-
gend. Fand sich noch im Ahlener Programm 
der CDU von 1949 die sozialistische Idee, 
das „kapitalistische System“ zu überwinden, 
wurde dieses ausbeuterische System schon in 
den fünfziger Jahren staatstragend. 
Die „Soziale Marktwirtschaft“ erwies sich 
mehr und mehr als ein Trugbild. Tarifpart-
nerschaft, Sozialpartnerschaft, soziale Absi-
cherung waren, der wiederbelebten kapitalisti-
schen gesellschaftlichen Logik entsprechend, 
Zugeständnisse an Arbeiter und Angestellte, 
die den Profit der Konzerne nicht wirklich 
schmälern durften. 
Die wachsende Kumpanei zwischen Wirt-
schaft und Politik, tragende Säule schon des 
faschistischen Deutschland, ließ den Men-
schen, die den gesellschaftlichen Reichtum 
schufen, nur wenige Chancen auf angemes-
sene Teilhabe an ihm und stieß immer mehr 
von ihnen in Not und Perspektivlosigkeit. 
Als Reaktion auf die schwersten Folgen, vor 
allem demütigende und krankmachende 
Langzeit-Arbeitslosigkeit, die Anfang der 
achtziger Jahre Millionen Menschen betraf, 
entstand 1983, in der Tradition des „alten“, 
der neu gegründete „Volksverein Mönchen-
gladbach“, angeschoben von Pfarrer Edmund 
Erlemann, dem Verein Wohlfahrt und der 
Märchenerzählerin Anka Franken, der sich 
praktisch und politisch durch die Schaffung 
von Arbeitsplätzen für Langzeitarbeitslose 
positionierte.

Etwa zwanzig Jahre später wurde eine aktive 
Antwort auf die Auswüchse einer politisch-
ökonomischen Dynamik notwendig, die 
immer mehr Menschen in existenzielle Desa-
ster stürzte. Die rot-grüne Regierung unter 
Gerhard Schröder und Joschka Fischer hatte 
mit der Agenda 2010, deren „Lebensnerv“ 
eine aggressive soziale Ausgrenzung war, 
einer radikalen Marktlogik als Gesellschafts-
modell Tür und Tor geöffnet. Sie führte zu 
einer umfassenden Verschlechterung von 
Lebensbedingungen für viele Menschen, zu 
weiterer Verschärfung ihrer Ausbeutung, 
begleitet von Abbau von Sozialleistungen und 
zunehmender Privatisierung der wichtigsten 
öffentlichen Aufgaben. 

Das bewegte Edmund Erlemann und einige 
Mitstreiter im Jahre 2005, mit dem „Bünd-
nis für Menschenwürde und Arbeit“ ein 
Gegengewicht zu der allgegenwärtigen dra-
matischen gesellschaftlichen Ausgrenzung 
zu schaffen. Seine Entstehung war getragen 
von dem Anspruch, gegen entwürdigende 
Lebensbedingungen anzutreten und die von 
ihnen gequälten Menschen zu unterstützen, 
begleitet von dem Wunsch, ihnen ein wenig 
Hoffnung zu machen, nicht im Jenseits, son-
dern hier und jetzt in ihrem Erdenleben. Das 
Bündnis will – d.h. die in ihm versammelten 
Aktiven wollen – Verelendung durch exzessiv 
ausbeutende Arbeit, durch Arbeitslosigkeit 
und durch alle möglichen Formen der sozialen 
Ausgrenzung nicht nur aufdecken, wir wollen 
dazu beitragen, dass die Folgen neoliberaler 
Zerstörung menschlichen Lebens durch Kin-
der- und Altersarmut, Wohnungselend, pre-
käre Arbeitsverhältnisse, moderne Sklaverei, 
Folgen der Privatisierung im Gesundheitssek-
tor, Flucht und Asyl usw., beseitigt werden.   
Notwendig wurde diese 

       Es gab immer  
Menschen, die Augen, Ohren 
und Empathie für  
Leidende hatten.

        Mit Hartz IV wurde  
das Sozialgesetzbuch zum 
Elendsgenerator. 

… bitte umblättern

Keine Hoffnung. Niemals
Unser Bündnis gegen den neoliberalen Wahnsinn
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… bitte umblättern

#Pandemie

#Wohnungsmarkt

#Armut 

#Arbeitslosigkeit 

#Marktversagen

#Einsamkeit 

#Gerechtigkeit

#Markt

#Arbeit

Bündnis              Brief Sommer
2021

 für Menschenwürde und Arbeit Nachrichten aus Gesellschaft 
und Arbeitswelt

Corona 2.0
Wie wollen wir zukünftig  leben und arbeiten?

Impferfolge und der Rückgang der Inziden-
zen seit Mai 2021 lassen ein Aufatmen in der 
Gesellschaft verspüren. Also warum nun noch 
mit Corona beschäftigen, wenn der Sommer 
doch so viel Verbesserung verspricht.  
Die Pandemie hat in vielfältiger Weise eine 
weltweite Verstrickung und Verwo-
benheit an den Tag gelegt, sich 
rasend ausgebreitet über alle 
Kontinente. Die offensichtli-
che Bedrohung an Leib und 
Leben blieb aber keine aus-
schließlich gesundheits-
relevante Fragestellung. 
Verschiedene Dimensi-
onen, die auch über die 
Pandemie hinaus Konse-
quenzen erfordern, macht 
Prof. Nico Dragano, Medizin-
soziologe an der Uni Düsseldorf, 
in einem Interview mit der TAZ im Feb-
ruar 2021 deutlich:

„ …Wer arm ist, hat also eine höhere 
Wahrscheinlichkeit, an Corona zu erkran
ken? 
Genau. Untersucht wird der Zusammen-
hang häufig über die regionale Vertei-
lung der Infektionen. Da gibt es ver-
schiedene Faktoren, daher ein Beispiel: 
Gebiete mit im Schnitt niedrigeren Ein-
kommen haben insbesondere in der spä-
teren Phase der Pandemie oft ein höheres 
Infektionsrisiko als Regionen, in denen 

Gutverdienende leben. Die sozioökono-
mische Lage korreliert also mit den Fall-
zahlen.

Gibt es auch Unterschiede beim Krank
heitsverlauf? 
Ja, sogar große. In einer Studie haben wir 
anonymisierte Datensätze einer großen 
Krankenkasse zu schweren Corona-
verläufen analysiert. Aus denen konn-
ten wir ablesen, dass Langzeitarbeits-
lose, also Hartz-IV-Beziehende, ein 94 
Prozent höheres Risiko aufwiesen, mit 
einem schweren Coronaverlauf im Kran-

kenhaus behandelt zu werden, als 
Menschen in einem regulären 

Beschäftigungsverhältnis. 
Auch Kurzzeitarbeitslose 

und Ergänzer haben ein 
erhöhtes Risiko. All das 
sind Menschen, die mit 
geringen Ressourcen 
auskommen müssen.“

Und weiter heißt es in 
dem Interview: 

„… Beispielsweise die Wohn-
lage. Es gibt mittlerweile viele Stu-

dien, die auf den Einfluss von Umwelt-
faktoren auf die Gesundheit hinweisen. 
Beispielsweise wohnen an viel befah-
renen Straße mit hoher Schadstoffbela-
stung eher Menschen mit niedrigerem 
Einkommen. Dazu kommen Faktoren 
wie Erziehung. Aber auch psychische 
Belastungen, die durch die Arbeitslo-
sigkeit verursacht werden. Was hinter 
all dem steht ist die Erkenntnis: Armut 
macht krank. …“   

Auszug aus: https://taz.de/Soziologe-ueber-Corona-und-soziale-
Spaltung/!5752996/  aufgerufen am 8.6.2021

Es wächst die Erkenntnis, dass die Pandemie 
ein Bündel von gesellschaftlich relevanten 
und das Leben der Menschen bestimmenden 
Faktoren ins öffentliche Bewusstsein spült. 
Für die in einfachen und prekären Lebens-
verhältnissen „ihr Dasein Fristenden“ wir-
ken Corona-Regeln, Lockdown, Homeoffice 
u.a.m. als Stress, Überforderung oder auch 
Einsamkeit auslösend.
Ausgelöst durch die Hartz-IV-Gesetze (in Kraft 
getreten 1.1.2005) hat sich in 
der Bundesrepublik der 
Ausbau prekärer Beschäf-
tigung exponentiell ent-
wickelt. Nicht nur Un- 
und Angelernte verrich-
teten diese Arbeiten. „Jede 
Arbeit ist besser als keine“ 
wurde zum Zuchtmeister 
gesellschaftlichen Drucks und 
dokumentierte das Denken vieler Ökonomen 
und Wirtschaftslenker, die diesen Tätigkeiten 
und den Erbringern der Leistungen gesell-
schaftliche Minderwertigkeit und geringe Ent-
lohnung zuwiesen – ansonsten drohte Automa-
tisierung oder die Abwanderung ins Ausland. 
Im Rahmen der Dialogtagung des Koordinati-
onskreises Arbeitsloseninitiativen im Bistum 
Aachen mit dem Thema „(doppelt) abgehängt 
durch Covid 19-Forderungen und Perspek-
tiven für den Arbeitsmarkt“ – das Bündnis 
für Menschenwürde und Arbeit war hier Mit-
veranstalter – wurden die Krisenphänomene 
in ihrer Vielzahl deutlich herausgearbeitet:

Unter der Oberfläche der Corona-Pande-
mie existiert eine Serie ineinander verwo-
bener, ,,kaskadierender Krisen“: 

•  Ausgangspunkt: Gesundheitskrise durch Sars-
Cov-2, vor allem für Ältere, Risikogruppen 
und sozial Schwache (Dragano et al. 2020, 
2021).

•  Krise des öffentlichen und privaten Gesund
heitssystems durch Überlastung der Kranken-
hauskapazitäten (Strametz et al. 2020, Gand-
jour 2020).

•  Wirtschaftliche Krise in Branchen, die im 
besonderen Maße von den Eindämmungs-
maßnahmen betroffen sind (Schließungen 
des nicht-systemrelevanten Einzelhandels, 
Gastronomie, Kultur, Tourismus usw.) (Czypi-
onka et al. 2020).

Die 
Corona-Krise 

hat viele Probleme zu 
Tage gefördert, aber sie 

hat auch neue Solidarität in-
nerhalb der Gesellschaft 
und zwischen den Gene-

rationen aufleben 
lassen.

Bis Dezember 2019 war der Begriff 
Corona vielen nur als Erscheinung an 
Sonne oder Mond geläufig. Katholiken 
kannten vielleicht noch den Namen 
der Heiligen Corona, der Patronin des 
Geldes, der Metzger und Schatzgräber. 
Seitdem hat es einen unvergleichlichen 
„Siegeszug“ des Begriffs gegeben, der 

massive Eingriffe in das 
Alltagsleben mit 

sich brachte und 
schon für Kinder 
im Kindergarten
alter oder der 
Schule alltäglich 

geworden ist. 

Bündnis              Brief Mai
2022

 für Menschenwürde und Arbeit Nachrichten aus Gesellschaft 
und Arbeitswelt

Am prekären A
bgrund

Soziale Gerechtigkeit ist zu einer verlogenen 
Worthülse geworden. In Deutschland leben 
2,8 Millionen Kinder, die, kaum geboren, ein 
Leben voller Entbehrungen, Demütigungen, 
Ausgrenzungen vor sich haben,
2,6 Millionen Klein-RentnerInnen, die nach 
einem Leben, das ohnehin durch geringe Entfal-
tungs- und Teilhabemöglichkeiten geprägt war, 
von Sorgen um ihr Überleben, durch gesund-
heitliche Vernachlässigung und häufig durch 
soziale Isolation bedroht sind, 
6,4 Millionen EmpfängerInnen von Arbeitslo-
sengeld II (Hartz IV), darunter viele alleiner-
ziehende Mütter, MinijobberInnen und Lang-
zeitarbeitslose, die unter schlechter Ernährung 
leiden, häufig chronisch erkranken und etwa 
sieben Jahre früher sterben als Menschen, die 
materiell sorgenfrei leben können. 

Die Zahlen sind bekannt, aber abstrakt, schaf-
fen eher rationale Distanz als Empathie mit den 
betroffenen Menschen. Etwas lebensnaher wer-
den sie, wenn wir uns vorstellen, sie alle würden 
sich zu einer der Menschenketten zusammenfin-
den, die bei Protesten gegen 
AKWs oder andere politisch 
und ökonomische Zumutun-
gen so beliebt sind. Wenn 
jeder dieser von Armut und 
Elend bedrohten Menschen 
einen Meter Platz einnähme 
– viel mehr gesteht ihnen die 
gesellschaftliche Raumverteilung ohnehin nicht 
zu –, wäre sie etwa 11800 Kilometer lang. Die 
Armut in Deutschland würde also am Äquator, 
Mensch für Mensch, etwa ein Viertel des Erdum-
fangs besetzen, etwa von Libreville, der Haupt-
stadt von Gabun, nach Osten bis Kuala Lumpur, 
der Hauptstadt von Malaysia. Innerhalb der deut-
schen Grenzen entstünde eine Schlange, die sich 
von Sylt bis ins Allgäu 13-mal windet, und wer von 
Ost nach West oder umgekehrt quer durch das 
Land reisen würde, stieße alle 50 km auf sie, auf 
eine obszöne gesellschaftliche Realität: Unüber-
sehbar über den Horizont nach links und rechts 
hinausreichend, wahrscheinlich auch unüber-
hörbar. Übrigens: Würden wir alle Niedriglöh-
nerInnen und Werksvertragsbetrogenen hinzu-
addieren, wären die Zahlen der armutsbedroh-
ten Menschen etwa doppelt so hoch.
Soziale Marktwirtschaft, Sozialstaat – Schlag-
worte für Festreden und Wahlkämpfe. Ihr Ver-
sprechen haben sie seit Gründung der Bundes-

republik für viele Millionen ihrer Bürger allen-
falls marginal eingelöst, die Agenda 2010 kas-
sierte es mit Hartz-IV, Niedriglohnsektor und 
gesetzlich zementierten Armutsrisiken endgül-
tig. In den letzten zwei von Covid überschatteten 
Jahren hat sich die Ignoranz gegenüber jenen, 
die schon immer an den gesellschaftlichen Rand 
gedrängt worden waren, noch einmal verstärkt: 
Die Mietpreise sind für sie unbezahlbar gewor-
den, die Zahl wohnungsloser Menschen ist wei-
ter gestiegen, familiäre Aggressivität unter beeng-
ten Wohnverhältnissen hat zugenommen, ihre 
dramatischen Lerndefizite wegen fehlender Lern-
materialien werden Hunderttausende armer Kin-
der nie mehr aufholen, über existenzielle Ängste  
von RentnerInnen und arbeitslos Gewordenen 
könnten PsychotherapeutInnen und ÄrztInnen 
dicke Bücher schreiben. All diese prekären Schre-
cken finden in der gediegenen Öffentlichkeit 
nicht statt, für sie besteht kein politisches Inter-
esse. „Hungern oder frieren“ überschrieb „Der 
Freitag“ einen einschlägigen Bericht. 
Gibt es Hoffnung auf Veränderung? Nein, ant-
wortet der Koalitionsvertrag der neuen Bun-

desregierung: Erhöhter Min-
destlohn, die eine oder andere 
Erleichterung für BezieherIn-
nen von Arbeitslosengeld II 
und kleine Verbesserungen 
für Kinder und RentnerInnen 
münden in kosmetische Kor-
rekturen. Die festgeschriebe-

nen Steuer-, Einkommens- und Vermögensprivi-
legien für den gut situierten Teil der Gesellschaft 
aber werden, von der FDP triumphal gefeiert, 
soziale Ungleichheit systematisch weiter ver-
schärfen. Und SPD und Grüne? Sie haben diese 
sozialpolitische Bankrotterklärung, unter Aufgabe 
ihrer Wahlversprechen für mehr soziale Gerech-
tigkeit, die sie nun zu dem sinn- und 
folgenlosen Adjektiv „sozialverträg-
lich“ geschrumpft haben, durchge-
wunken. 
Wer ehrlich und solidarisch in den 
prekären Abgrund dieser Gesellschaft 
blickt, erkennt voller Ernüchterung, aber auch 
Zorn, dass jede Hoffnung, Armut und Elend in 
Deutschland könnten irgendwie irgendwann in 
den Fokus der Verantwortlichen des politisch-öko-
nomischen Kartells geraten, vergeblich ist. Die 

an seinem Rand stehen oder schon in seine 
Aussichtslosigkeit gestürzt sind, müssen sich 
durch die gesellschaftlichen Narrative über 

den notwendigen Beitrag zur 
pandemischen Bewältigung, 
der auch von ihnen zu fordern 

sei, zusätzlich verhöhnt fühlen: 
Solidarität aller sei nötig, so lau-
tet das beliebteste von Politik und 
Medien kolportierte Schlagwort, 
um dem Virus die rote Karte zu 
zeigen. Wer, so fragt die alleiner-
ziehende Mutter, ist denn jemals in 

meinem Leben mit mir und meinen 
Kindern solidarisch gewesen? Und 
weshalb bedeutet Solidarität, will der 
Langzeitarbeitslose wissen, dass vor 
allem wir, die ohnehin am bzw. unter 
dem Katzentisch der Gesellschaft sitzen 
müssen, von den Folgen der Maßnah-

men zur Bekämpfung der Pandemie am 
stärksten bedrängt und belastet werden? 
Ich kotze, sagt der perspektivlose Jugend-
liche, wenn Solidarität darin bestehen soll, 
dass die reichsten Menschen während der 
Pandemie ihre Vermögen verdoppelt haben, 
während meine Lage noch hoffnungsloser 

geworden ist! Auch Solidarität, so lautet ihre 
unmissverständliche Botschaft, muss man 
sich leisten können. Und wer seine Empörung 
über lebenslang erlebte und aktuell verschärfte 
Ungerechtigkeit auf die Straße trägt und sich 
anhören muss, Verschwörungstheoretiker oder 
unverantwortlicher Egoist zu sein, wird für ein 
demokratisches gesellschaftliches Projekt viel-
leicht verloren sein.
Wir vom „Bündnis für Menschenwürde und 
Arbeit“ werden unsere Aufgabe weiterhin darin 
sehen, Menschen, denen ihr vom Grundgesetz 
zugesicherter – „die Würde des Menschen…“ 
– Platz in der Gesellschaft vorenthalten wird, 
aufzuklären und zu agitieren. Wir werden sie 

weiterhin ermuntern, ihre Interes-
sen lautstark und penetrant geltend 
zu machen, Gegenwehr zu üben 
und ihre Rechte auf ein würdevol-
les Leben einzufordern. Der Kandi-
dat der Linken für das Amt des Bun-

despräsidenten hatte zwar keine Chance, es zu 
werden, aber, täglich mit der Not obdachloser 
Menschen konfrontiert, weiß er, wie auch wir 
wissen, um das Grundübel dieser Gesellschaft: 
„Ungleichheit ist die Mutter aller Probleme“ – 
ein kleiner Schritt des Aufbegehrens gegen sie 
soll auch dieser neue Bündnisbrief sein. 

 Dr. Günter Rexilius

Ungleichheit ist 
die Mutter aller 
Probleme.

Wer, so fragt die alleiner-
ziehende Mutter, ist denn 
jemals in meinem Leben 
mit mir und meinen Kin-
dern solidarisch gewesen? 


